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Neon Equity AG 

Frankfurt am Main 

ISIN: DE000A3DW408 / WKN: A3DW40 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: D77052023oHV 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

Hiermit laden wir die Aktionäre unserer Gesellschaft zu der am 

Mittwoch, den 10. Mai 2023, um 11:00 Uhr (MESZ) 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung  

in den Geschäftsräumen der PREOS Global Office Real Estate & Technology AG,  

OpernTurm, Bockenheimer Landstraße 2-4, 60306 Frankfurt am Main, ein. 

 

I. 

Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Neon Equity AG und des Berichts des Auf-

sichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 

Zu Punkt 1 der Tagesordnung wird kein Beschluss gefasst, da sich dieser auf die Zugänglichma-

chung und Erläuterung der vorbezeichneten Unterlagen beschränkt und eine Beschlussfassung 

der Hauptversammlung über den festgestellten Jahresabschluss und die weiteren Unterlagen ge-

setzlich nicht vorgesehen ist. Der Vorstand und, soweit der Bericht des Aufsichtsrats betroffen 

ist, der Aufsichtsrat werden die zugänglich gemachten Unterlagen im Rahmen der Hauptver-

sammlung erläutern. Die Aktionäre haben auf der Hauptversammlung im Rahmen ihres Aus-

kunftsrechts Gelegenheit, Fragen hierzu zu stellen.  

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der Neon Equity AG für das Ge-

schäftsjahr 2022 in Höhe von EUR 200.811.446,65 vollständig auf neue Rechnung vorzutragen. 
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3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands der Gesellschaft und der Geschäfts-

führung der vormals als TO-Holding GmbH firmierenden Gesellschaft für das Geschäfts-

jahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden Mitgliedern 

des Vorstands der Gesellschaft und der Geschäftsführung der vormals als TO-Holding GmbH 

firmierenden Gesellschaft für dieses Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden Mitgliedern 

des Aufsichtsrats für dieses Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 

5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2023 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen: 

Die DMP Audit & Valuation GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Sitz in Hamburg 

wird zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2023 sowie zum Abschlussprüfer für eine 

etwaige prüferische Durchsicht verkürzter Abschlüsse und Zwischenberichte sowie unter-

jähriger Finanzberichte in den Geschäftsjahren 2023 und 2024 bis zur nächsten ordentli-

chen Hauptversammlung bestellt. 

6. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Im Rahmen des am 22. August 2022 von der Gesellschafterversammlung der Gesellschaft (da-

mals firmierend als TO-Holding GmbH) gefassten Beschlusses über die formwechselnde Um-

wandlung der Gesellschaft in eine Aktiengesellschaft wurden die Herren Frank Baruth, Hansjörg 

Plaggemars und Michael Huttner bis zum Ablauf derjenigen Hauptversammlung der Gesellschaft, 

die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das erste, am 31. Dezember 2022 endende Geschäfts-

jahr der Gesellschaft beschließt, zu Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats der Gesellschaft gewählt. 

Ihre Amtszeit endet somit mit Ablauf dieser ordentlichen Hauptversammlung. 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95 Satz 1, 96 Abs. 1 letzter Fall, 101 Abs. 1 

des Aktiengesetzes (AktG) in Verbindung mit § 8 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus drei 

Mitgliedern zusammen, die von der Hauptversammlung gewählt werden. An Wahlvorschläge ist 

die Hauptversammlung nicht gebunden. Die Aufsichtsratsmitglieder werden gemäß § 8 Abs. 2 

Satz 1 der Satzung für die Zeit bis zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung gewählt, die 

über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Gemäß 

§ 8 Abs. 2 Satz 2 der Satzung wird hierbei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht 

mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann nach § 8 Abs. 2 Satz 3 der Satzung für einzelne Auf-

sichtsratsmitglieder bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Herr Frank Baruth, Pensionär und Unternehmer, wohnhaft in Hagen, wird hiermit für 

die Zeit bis zum Beendigung derjenigen Hauptversammlung, die über die Entlastung 

der Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 2027 beschließt, in den Aufsichtsrat 

gewählt. 

b) Herr Hansjörg Plaggemars, Unternehmer, wohnhaft in Stuttgart, wird hiermit für die 

Zeit bis zum Beendigung derjenigen Hauptversammlung, die über die Entlastung der 
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Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 2027 beschließt, in den Aufsichtsrat ge-

wählt. 

c) Herr Michael Huttner, Unternehmer, wohnhaft in Hambach, wird hiermit für die Zeit 

bis zum Beendigung derjenigen Hauptversammlung, die über die Entlastung der Auf-

sichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 2027 beschließt, in den Aufsichtsrat ge-

wählt. 

7. Beschlussfassung über die Aufsichtsratsvergütung und die entsprechende Satzungsände-

rung 

Den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats kann nach § 113 Abs. 2 Satz 1 AktG nur die Hauptver-

sammlung eine Vergütung für ihre Tätigkeit bewilligen. Der Beschluss kann erst in der Haupt-

versammlung gefasst werden, die über die Entlastung der Mitglieder des ersten Aufsichtsrats be-

schließt.  

Vor diesem Hintergrund soll diese ordentliche Hauptversammlung über die Aufsichtsratsvergü-

tung im Wege einer Satzungsänderung beschließen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

a) § 14 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz seiner nachgewiese-

nen Auslagen rückwirkend für das Geschäftsjahr 2022 und für jedes weitere 

volle Geschäftsjahr eine feste Vergütung in Höhe von EUR 5.000,00. Der Vor-

sitzende erhält jeweils den doppelten Betrag. Die Vergütung für das Geschäfts-

jahr 2022 ist am 30. Mai 2023 fällig; im Übrigen ist die Vergütung am Ende 

eines Geschäftsjahres zur Zahlung fällig. Mitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht 

während eines vollen Geschäftsjahres angehört haben oder nicht während des 

vollen Geschäftsjahres den Vorsitz innehatten, erhalten die Vergütung zeitan-

teilig; dies gilt auch für das Geschäftsjahr 2022. Die Umsatzsteuer wird von 

der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt 

sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen, und 

dieses Recht ausüben.“ 

b) Die Vergütungsregelung nach vorstehender lit. a) gilt auch für die Mitglieder des ers-

ten Aufsichtsrats der Gesellschaft. 

c) § 14 Abs. 3 und 4 der Satzung werden ersatzlos aufgehoben. 

8. Beschlussfassung über die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln (Ausgabe 

von Gratisaktien) und die entsprechende Satzungsänderung 

Die unter Gewinnrücklagen ausgewiesenen anderen Gewinnrücklagen der Gesellschaft betragen 

ausweislich des festgestellten und mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des Ab-

schlussprüfers versehenen Jahresabschlusses der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 

EUR 4.005.010,00. Dieser Betrag soll in voller Höhe (EUR 4.005.010,00) in Grundkapital um-

gewandelt werden. Die Kapitalerhöhung soll im Wege der Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-

mitteln (§§ 207 ff. Aktiengesetz) durch Ausgabe von sogenannten Gratisaktien im Verhältnis 10:1 

an die bestehenden Aktionäre der Gesellschaft durchgeführt werden. Die neuen Aktien sollen ab 
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dem 1. Januar 2023 gewinnberechtigt sein. Durch diese Maßnahme soll die Aktie der Gesellschaft 

liquider und für die Aktionäre attraktiver werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (Ausgabe von Gratisaktien) 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird nach den Vorschriften des Aktiengesetzes über die 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (§§ 207 ff. AktG) von EUR 40.050.100,00 um 

EUR 4.005.010,00 auf EUR 44.055.110,00 erhöht durch Umwandlung des Gesamtbetrags 

der unter Gewinnrücklagen ausgewiesenen anderen Gewinnrücklagen von 

EUR 4.005.010,00. Die Kapitalerhöhung wird durchgeführt durch Ausgabe von 4.005.010 

neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 

von je EUR 1,00. Die neuen Aktien stehen den Aktionären der Gesellschaft im Verhältnis 

10:1 zu, sodass auf 10 bestehende Stückaktien eine neue Stückaktie entfällt. Die neuen Ak-

tien sind ab dem 1. Januar 2023 gewinnbezugsberechtigt. 

Der Kapitalerhöhung wird der vom Vorstand aufgestellte und vom Aufsichtsrat festgestellte 

Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 zugrunde gelegt. Dieser ist mit 

dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers der Gesellschaft, der 

DMP Audit & Valuation GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Sitz in Hamburg, ver-

sehen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten 

der Kapitalerhöhung festzusetzen. 

b) Satzungsänderung 

§ 3 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„1. Das Grundkapital beträgt EUR 44.055.110,00 (in Worten: vierundvierzig Millionen 

fünfundfünfzigtausendeinhundertzehn Euro). Es ist eingeteilt in 44.055.110 (in Wor-

ten: vierundvierzig Millionen fünfundfünfzigtausendeinhundertzehn) auf den Namen 

lautende Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag).“ 

9. Beschlussfassung über die Änderung der Firma der Gesellschaft und die entsprechende 

Satzungsänderung 

Die Gesellschaft befindet sich derzeit in einem Markenrechtsstreit aufgrund einer von einem 

Marktteilnehmer behaupteten Verletzung seiner Markenrechte durch die Nutzung des Firmenbe-

standteils „Neon“. Ein Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen die Gesellschaft 

wurde mit Beschluss des Landgerichts Hamburg vom 22. März 2023 zurückgewiesen. Dieser 

Beschluss ist zum Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung allerdings noch nicht 

rechtskräftig. Vor diesem Hintergrund soll der Vorstand vorsorglich verpflichtet werden, die 

Firma der Gesellschaft zu ändern und die Satzung entsprechend anzupassen, sollte die Gesell-

schaft zu einer Unterlassung der Nutzung der Firma „Neon Equity AG“ rechtskräftig verpflichtet 

sein. Hierzu hat die Gesellschaft bereits vorsorglich die Bezeichnung „NEQUITY“ markenrecht-

lich schützen lassen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Die Firma der Gesellschaft wird in „NEQUITY AG“ geändert. 
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b) § 1 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

„1. Die Firma der Gesellschaft lautet 

NEQUITY AG.“ 

c) Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlossene Firmenänderung und die 

unter lit. b) beschlossene Satzungsänderung nur dann zur Eintragung in das Handels-

register anzumelden, wenn bis zum 31. März 2024 im Wege des einstweiligen Rechts-

schutzes durch ein Gericht rechtskräftig entschieden wird, dass die Neon Equity AG 

die Nutzung des Kennzeichens „Neon“ zu unterlassen hat. 

10. Beschlussfassung über eine redaktionelle (klarstellende) Satzungsänderung 

Nach dem mit Wirkung zum 27. Juli 2022 neu geschaffenen § 118a AktG können Satzungen von 

Aktiengesellschaften vorsehen, dass Hauptversammlungen virtuell abzuhalten sind oder nach 

Entscheidung des Vorstands virtuell abgehalten werden können; dabei ist die jeweilige Regelung 

auf einen Zeitraum von maximal fünf Jahren zu befristen. Um für künftige Hauptversammlungen 

flexibel die Möglichkeit einer virtuellen Hauptversammlung zu gewährleisten, sieht die Satzung 

der Gesellschaft in § 20 bereits eine entsprechende Vorstandsermächtigung vor. 

Mit Blick auf die mit Wirkung zum 27. Juli 2022 neu geschaffenen Frage- und Nachfragerechte 

im Rahmen virtueller Hauptversammlungen gemäß § 131 Abs. 1d und 1e AktG soll in der Sat-

zung vorsorglich noch klargestellt werden, dass sich die Ermächtigung des Versammlungsleiters 

in § 17 Abs. 3 der Satzung zur angemessenen zeitlichen Beschränkung des Frage- und Rederechts 

auch auf diese neuen Frage- und Nachfragerechte bezieht. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

§ 17 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  

„3. Der Vorsitzende hat das Recht, das Frage- und Rederecht der Aktionäre (einschließ-

lich des Nachfrage- und Fragerechts gemäß § 131 Abs. 1d bzw. 1e AktG) zeitlich 

angemessen zu beschränken; er ist insbesondere ermächtigt, zu Beginn der Haupt-

versammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen des Verhand-

lungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie des 

einzelnen Rede- und Fragebeitrags angemessen festzusetzen.“ 

 

II. 

Weitere Angaben zur Einberufung, Teilnahme und Ausübung des Stimmrechts 

1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptver-

sammlung sind gemäß § 16 der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die 

am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig bei der 

Gesellschaft angemeldet haben. 

Die Anmeldung zur Hauptversammlung bedarf der Textform (§ 126b BGB), muss in deutscher 



 

6 / 13 

oder englischer Sprache erfolgen und muss der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der 

Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum Ablauf des 3. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter 

der nachstehenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen: 

Neon Equity AG 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Telefax: +49 89 88 96 906 33 

E-Mail: neon-equity@better-orange.de 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt gemäß § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG nur als Aktionär, wer als 

solcher im Aktienregister eingetragen ist. Das Teilnahme- und Stimmrecht in der Hauptversamm-

lung setzt damit auch voraus, dass eine Eintragung als Aktionär im Aktienregister noch am Tag 

der Hauptversammlung besteht. Hinsichtlich der Anzahl der einem Aktionär zustehenden Stimm-

rechte ist der am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragene Aktienbestand maß-

geblich. Aus abwicklungstechnischen Gründen werden in der Zeit von Donnerstag, den 4. Mai 

2023, bis zum Tag der Hauptversammlung, also Mittwoch, den 10. Mai 2023 (jeweils einschließ-

lich), keine Umschreibungen im Aktienregister vorgenommen. Daher entspricht der Eintragungs-

stand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung dem Stand nach der letzten Umschrei-

bung am Mittwoch, den 3. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ). 

Formulare zur Anmeldung werden den am Mittwoch, den 19. April 2023, 00:00 Uhr (MESZ), 

mit ihrer Anschrift im Aktienregister eingetragenen Aktionären zusammen mit der Mitteilung 

über die Einberufung der Hauptversammlung übersandt. Entsprechende Formulare können ferner 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://neon-equity.com/de/hauptversammlungen.html 

heruntergeladen werden. Für die Anmeldung müssen diese Formulare nicht zwingend verwendet 

werden. 

2. Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

Die Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr Stimmrecht 

durch einen Bevollmächtigten, auch durch einen Intermediär oder eine Vereinigung von Aktio-

nären ausüben lassen. Auch in diesem Fall ist eine ordnungsgemäße Anmeldung zur Hauptver-

sammlung nach den vorstehend unter Ziffer 1 („Voraussetzungen für die Teilnahme an der Haupt-

versammlung und die Ausübung des Stimmrechts“) beschriebenen Bestimmungen erforderlich. 

Bevollmächtigte haben sich durch Vorlage einer Vollmacht in Textform (§ 126b BGB) auszu-

weisen; ausgenommen davon sind Intermediäre, Aktionärsvereinigungen und die übrigen in § 135 

AktG genannten Bevollmächtigten, für die die gesetzlichen Regelungen des § 135 AktG gelten. 

Danach müssen Vollmachten lediglich nachprüfbar festgehalten werden; die in § 135 AktG ge-

nannten (potentiellen) Bevollmächtigen können für die Form der Vollmachtserteilung abwei-

chende Regelungen vorgeben, auf die die Gesellschaft keinen Einfluss hat. Daher bitten wir un-

sere Aktionäre, sich bezüglich der Form der Vollmachten an die betreffenden Intermediäre, Ak-

tionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder diesen gleichgestellten Personen oder Institutio-

nen zu wenden und sich mit diesen diesbezüglich abzustimmen. Bevollmächtigt ein Aktionär 

mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Formulare zur Vollmachtserteilung werden den am Mittwoch, den 19. April 2023, 00:00 Uhr 
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(MESZ), mit ihrer Anschrift im Aktienregister eingetragenen Aktionären zusammen mit der Mit-

teilung über die Einberufung der Hauptversammlung übersandt. Entsprechende Formulare kön-

nen ferner auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://neon-equity.com/de/hauptversammlungen.html 

heruntergeladen werden. Für die Vollmachtserteilung müssen diese Formulare nicht zwingend 

verwendet werden. 

Wird die Vollmacht gegenüber den Bevollmächtigten erteilt, kann der Nachweis der Bevollmäch-

tigung gegenüber der Gesellschaft am Tage der Hauptversammlung an der Ein- und Ausgangs-

kontrolle erbracht werden. Die Erteilung, der Widerruf oder der Nachweis einer Vollmacht kann 

auch an die Gesellschaft an folgende Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse übermit-

telt werden: 

Neon Equity AG 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Telefax: +49 89 88 96 906 33 

E-Mail: neon-equity@better-orange.de 

Alternativ zu einer Übermittlung der Vollmachtserklärung unter Nutzung der vorstehenden Kom-

munikationswege ist auch eine Übergabe an einen Bevollmächtigten während der Hauptver-

sammlung möglich.  

3. Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 %) des Grundkapitals oder den an-

teiligen Betrag von EUR 500.000,00 des Grundkapitals (dies entspricht 500.000 Aktien) errei-

chen, können nach § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 

und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-

schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten und muss der 

Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am Samstag, den 

15. April 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse zugehen: 

Neon Equity AG 

z.Hd. Herrn Ole Nixdorff 

Mörfelder Landstraße 277 

60598 Frankfurt am Main 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zu-

gangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des 

Vorstands über den Antrag halten. Der § 70 AktG findet Anwendung. Im Übrigen ist § 121 Absatz 

7 AktG entsprechend anzuwenden.  

4. Gegenanträge und Wahlvorschläge (§ 126 Abs. 1 AktG und § 127 AktG) 

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl 

eines Aufsichtsratsmitglieds oder des Abschlussprüfers übersenden. Gegenanträge (nebst etwai-

ger Begründung) und Wahlvorschläge von Aktionären sind ausschließlich an die nachstehende 
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Adresse oder E-Mail-Adresse zu richten: 

Neon Equity AG 

z.Hd. Herrn Ole Nixdorff 

Mörfelder Landstraße 277 

60598 Frankfurt am Main 

E-Mail: info@neon-equity.com 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. Den ge-

setzlichen Anforderungen entsprechende Gegenanträge und Wahlvorschläge, die bis zum Diens-

tag, den 25. April 2023, 24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft eingehen, werden auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter 

https://neon-equity.com/de/hauptversammlungen.html 

zugänglich gemacht. Der Name des Aktionärs und eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 

werden ebenfalls auf der genannten Internetseite veröffentlicht. 

Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann die Gesellschaft 

insbesondere absehen, wenn einer der Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 Nr. 1 bis 7 

AktG vorliegt, etwa weil der Gegenantrag zu einem gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss 

der Hauptversammlung führen würde. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zu-

gänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Wahlvorschläge 

von Aktionären braucht der Vorstand außer in den Fällen des § 126 Abs. 2 AktG auch dann nicht 

zugänglich zu machen, wenn diese nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG (Angabe 

von Namen, ausgeübtem Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen Kandidaten zur Aufsichtsrats-

wahl oder Prüfer) enthalten. 

Auch nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG zugänglich gemachte Gegenanträge und Wahlvorschläge 

finden in der Hauptversammlung grundsätzlich nur dann Beachtung, wenn sie während der 

Hauptversammlung mündlich gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der 

Hauptversammlung Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vor-

herige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

5. Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG 

Jedem Aktionär ist nach § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vor-

stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen 

Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt 

sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbun-

denen Unternehmen. 

6. Unterlagen 

Auf Verlangen wird jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine Abschrift der folgenden 

zugänglich zu machenden Unterlagen übersandt, die von der Einberufung der Hauptversammlung 

an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft ausliegen: 

• Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2022, 

• Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 und  
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• Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des im Geschäftsjahr 2022 erzielten Bilanzge-

winns 

Diese Unterlagen sind bis zum Ende der Hauptversammlung auch auf der Internetseite der Ge-

sellschaft unter  

https://neon-equity.com/de/hauptversammlungen.html 

verfügbar. Des Weiteren werden sie in der Hauptversammlung am Mittwoch, den 10. Mai 2023, 

ausliegen. 

 

III. 

Informationen zum Datenschutz nach Artikel 13, 14 und 21 Datenschutz-Grundverordnung 

(DS-GVO) für Aktionäre 

Der Schutz Ihrer personenbezogenen Daten sowie deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns 

einen hohen Stellenwert. Deshalb möchten wir Sie mit dieser Datenschutzerklärung über die Verar-

beitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Neon Equity AG im Zusammenhang mit der Vor-

bereitung, Durchführung und Nachbereitung der Hauptversammlung und die Ihnen nach den daten-

schutzrechtlichen Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung („DS-GVO“) und des Bundesda-

tenschutzgesetzes („BDSG“) zustehenden Rechte informieren. 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen können Sie sich wenden? 

Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist die Neon Equity AG mit 

Sitz in Frankfurt am Main, vertreten durch ihre Vorstandsmitglieder Thomas Olek und Ole Nixdorff. 

Sie erreichen die Neon Equity AG und ihren Vorstand unter: 

Neon Equity AG 

Mörfelder Landstraße 277 

60598 Frankfurt am Main 

Telefon: +49 69 4080 2727 0 

E-Mail: info@neon-equity.com 

2. Welche personenbezogenen Daten verarbeiten wir und woher erhalten wir diese? 

Wenn Sie als Aktionär oder Aktionärsvertreter an der Hauptversammlung teilnehmen oder wenn wir 

mit Ihnen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung Kontakt aufnehmen, verarbeiten wir als 

Verantwortliche die folgenden von Ihnen oder Dritten (z.B. Kreditinstituten) erhaltenen personenbe-

zogenen Daten: 

• Persönliche Daten (z.B. Vor- und Nachname, ggf. Titel, ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Ge-

schlecht, Staatsangehörigkeit, Beruf/Branche, Adresse sowie andere Kontaktdaten wie die E-

Mail-Adresse), 

• Aktionärsdaten (z.B. Aktionärsnummer, Aktionärskategorie, Anlagedatum), 

• Informationen zu Ihrem Aktienbestand (Registrierungs- und Vorgangsdatum, Aktienanzahl), 

• Verwaltungsdaten (z.B. Eintrittskartennummer, Nennung im Teilnehmerverzeichnis). 
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Für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten beim Besuch unserer Internetseite gilt die dort 

unter dem Link 

https://neon-equity.com/de/datenschutz.html 

jeweils zum Tag des Abrufs gültige Datenschutzerklärung. 

Schließlich verarbeiten wir auch Informationen zu Anträgen, Fragen, Wahlvorschlägen, Widersprü-

chen und sonstigen Verlangen von Aktionären oder ihren Bevollmächtigten, die in Bezug auf die 

Hauptversammlung eingereicht werden, sowie zu Ihrem Abstimmverhalten. 

Die Verarbeitung der Daten von (zugelassenen) Gästen zur Hauptversammlung erfolgt entsprechend. 

3. Zu welchen Zwecken und aufgrund welcher Rechtsgrundlagen werden Ihre Daten verarbeitet? 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze. 

Maßgeblich sind hierbei die Regelungen der DS-GVO, des BDSG, des Aktiengesetzes (AktG) sowie 

aller weiteren einschlägigen Rechtsvorschriften. 

Wir verarbeiten die unter Ziffer 2. beschriebenen personenbezogenen Daten, um die Anmeldung und 

Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversammlung (z.B. Prüfung der Teilnahmeberechtigung, Er-

stellung des Teilnehmerverzeichnisses) abzuwickeln und den Aktionären die Teilnahme an der 

Hauptversammlung und die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung (einschließ-

lich Erteilung und Widerruf von Vollmachten) zu ermöglichen. 

Die Neon Equity AG ist nach § 121 AktG zur Durchführung einer Hauptversammlung verpflichtet. 

Zur Durchführung der Hauptversammlung ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien per-

sonenbezogener Daten erforderlich. Ohne entsprechende Angaben sind Ihre Anmeldung zur Haupt-

versammlung, eine Teilnahme daran und eine Ausübung von Aktionärsrechten im Zusammenhang 

mit der Hauptversammlung nicht möglich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist folglich Art. 6 

Abs. 1 Satz 1 lit. c) der DS-GVO. 

Sofern wir Ihre personenbezogenen Daten für einen zuvor nicht genannten Zweck verarbeiten wol-

len, werden wir Sie darüber zuvor im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen informieren und, 

sofern erforderlich, Ihre Einwilligung einholen. 

4. An welche Empfänger werden Ihre Daten von uns ggf. weitergegeben? 

Im Rahmen der Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der Hauptversammlung beauftragen 

wir einen externen Dienstleister zur Organisation der Hauptversammlung, für Druck und Versand 

der Hauptversammlungsunterlagen sowie für die Durchführung der Hauptversammlung (im Wesent-

lichen die Überprüfung der Teilnahme, technische Infrastruktur für die Abstimmungen und Doku-

mentation der Hauptversammlung). 

Der beauftragte Dienstleister erhält von uns ausschließlich solche personenbezogenen Daten, die für 

die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind, und er verarbeitet die Daten als 

Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 28 DS-GVO ausschließlich nach unserer Weisung. 

Konkret handelt es sich um folgenden Dienstleister: 

Better Orange IR & HV AG, Haidelweg 48, 81241 München, Tel.: +49 89 8896 906 10, 

E-Mail: info@better-orange.de 
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Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können Ihre im Teilnehmerverzeichnis enthaltenen Daten ein-

sehen, dies auch noch bis zu zwei Jahre nach der Versammlung. 

Sofern ein Aktionär verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt werden, erfolgt durch 

uns eine Bekanntmachung dieser Gegenstände unter Angabe des Namens des Aktionärs bei Vorlie-

gen der Voraussetzungen gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften. Auch Gegenanträge und Wahl-

vorschläge von Aktionären werden wir gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften unter Angabe des 

Namens des Aktionärs auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich machen, sofern die Voraus-

setzungen vorliegen. Sofern ein Aktionär ferner von seinem Auskunftsrecht nach § 131 AktG Ge-

brauch macht und von ihm gestellte Fragen in der Hauptversammlung behandelt werden, erfolgt dies 

grundsätzlich unter Nennung des Namens des Aktionärs. Der Name kann daher von anderen, die 

Hauptversammlung verfolgenden Personen zur Kenntnis genommen werden, damit diese sich auch 

unter Einbeziehung personenbezogener Interessenlagen eine sachgerechte Meinung bilden können. 

Die Datenverarbeitung in Form der Datenweitergabe ist dementsprechend zur Wahrung berechtigter 

Interessen nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DS-GVO geboten. Der Nennung Ihres Namens können Sie 

aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, widersprechen. Nähere Informationen 

hierzu finden Sie nachstehend unter Ziffern 9. f. 

Schließlich kann uns die Verpflichtung treffen, Ihre personenbezogenen Daten weiteren Empfängern 

zu übermitteln, wie etwa bei der Veröffentlichung von Stimmrechtsmitteilungen nach den Bestim-

mungen des Aktiengesetzes, oder an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z.B. 

an Finanz- oder Strafverfolgungsbehörden). Rechtsgrundlage sind Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c) und lit. 

f) DS-GVO. 

Im Übrigen geben wir Informationen nur weiter, sofern gesetzliche Bestimmungen dies erlauben 

oder Sie eingewilligt haben, wobei eine Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft wider-

rufen werden kann. Unter diesen Voraussetzungen können auch z.B. Wirtschaftsprüfer und Rechts-

anwälte Empfänger sein. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist in diesen Fällen Art. 6 Abs. 1 Satz 

1 lit. a) oder lit. f) DS-GVO. Im Übrigen geben wir Sie betreffende personenbezogene Daten nicht 

an Dritte weiter. 

5. Wie lange speichern wir Ihre personenbezogenen Daten? 

Wir speichern Ihre oben genannten Daten grundsätzlich bis zu zwei Jahre nach Beendigung der 

Hauptversammlung, sofern wir nicht aufgrund gesetzlicher Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 

zu einer darüber hinausgehenden Speicherung der Daten verpflichtet sind oder im Einzelfall die Ver-

arbeitung zu anderen Zwecken erforderlich ist. Solche Zwecke können etwa die Bearbeitung von 

Anträgen, Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung sein. 

6. Werden Ihre Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt? 

Ihre Daten werden von uns nicht in Drittländer, also solche Länder, die weder Mitglied der Europä-

ischen Union noch des Europäischen Wirtschaftsraums sind, oder an eine internationale Organisation 

übermittelt. 

7. Werden Ihre Daten für eine automatisierte Entscheidung im Einzelfall oder Profiling verwen-

det? 

Wir nutzen weder Verfahren zur automatisierten Entscheidung im Einzelfall noch Profiling. 
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8. Wie schützen wir Ihre personenbezogenen Daten? 

Wir unterhalten angemessene technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen, um Ihre per-

sonenbezogenen Daten vor unbeabsichtigter, unrechtmäßiger oder unbefugter Zerstörung, Verlust, 

Veränderung, Offenlegung oder Verwendung zu schützen. 

9. Welche Rechte stehen Ihnen nach dem Datenschutzrecht zu? 

Ihnen stehenden nach dem Datenschutzrecht die folgenden Rechte zu: 

• das Recht, Auskunft über die Datenverarbeitung sowie eine Kopie der verarbeiteten Daten zu 

erhalten (Auskunftsrecht, Art. 15 DS-GVO); 

• das Recht, die Berichtigung unrichtiger Daten oder die Vervollständigung unvollständiger Daten 

zu verlangen (Recht auf Berichtigung, Art. 16 DS-GVO); 

• das Recht, die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen (Recht auf 

Löschung, Art. 17 DS-GVO); 

• das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen (Recht auf Einschränkung, Art. 18 

DS-GVO); 

• das Recht, die Sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Sie einem Verantwortlichen be-

reitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten, 

und zudem diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verant-

wortlichen zu übermitteln (Recht auf Datenübertragbarkeit Art. 20 DS-GVO); 

• das Recht, der Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten zu widersprechen 

(Widerspruchsrecht, Art. 21 DS-GVO), siehe dazu nachfolgende Ziffer 10; sowie 

• das Recht, Ihre erteilte Einwilligung jederzeit uns gegenüber zu widerrufen, Art. 7 Abs. 3 DS-

GVO. Ein solcher Widerruf hat zur Folge, dass wir die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 

Daten, die auf dieser Einwilligung beruht, für die Zukunft nicht mehr fortführen. Dies gilt nicht, 

sofern die Verarbeitung auf Grundlagen anderer Vorschriften (z.B. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DS-

GVO) erlaubt ist. 

Darüber hinaus haben Sie das Recht, sich bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde zu be-

schweren (Art. 77 DS-GVO i.V.m. § 19 BDSG). 

Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 35 

BDSG. Im Einzelfall können auch weitere gesetzliche Ausnahmen einer Ausübung Ihrer Rechte ent-

gegenstehen. 

10. Information über Ihr Widerspruchsrecht nach Art. 21 DS-GVO 

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen 

die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 Satz 1 

lit. e) DS-GVO (Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) und Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DS-

GVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch einzu-

legen. Möchten Sie von Ihrem Widerrufs- oder Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine 

E-Mail an: 
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info@neon-equity.com 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr im vorgenannten 

Sinne verarbeiten, es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung 

nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

 

Frankfurt am Main, im April 2023 

Neon Equity AG 

Der Vorstand 


